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>	�ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN FÜR DIE DESTILLATION UND VERWERTUNG VON 
LÖSEMITTELN

>	1 Geltungsbereich

(1)	� Für die Vertragsbeziehungen zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber gelten ausschließlich diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

(2)	� Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Dritter finden keine Anwendung, auch wenn der Auftragnehmer ihrer Geltung im 

Einzelfall nicht gesondert widerspricht. Sie werden daher nur wirksam vereinbart, wenn und soweit der Auftragnehmer sie für den 

jeweiligen Vertragsabschluss schriftlich ausdrücklich anerkannt hat.

(3)	� Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem Auftraggeber schriftlich oder, sofern vereinbart, auf elektronischem Wege 

bekannt gegeben. Sie gelten als genehmigt, wenn der Auftraggeber nicht schriftlich oder auf dem vereinbarten elektronischen Weg 

Widerspruch erhebt. Auf diese Folge wird ihn der Auftragnehmer bei der Bekanntgabe besonders hinweisen. Der Auftraggeber muss 

den Widerspruch innerhalb von 6 Wochen nach Bekanntgabe der Änderungen an den Auftragnehmer absenden.

>	2 Gegenstand des Vertrages

(1)	� Der Auftragnehmer übernimmt als alleiniges Unternehmen die im Leistungsvertrag aufgeführten Dienstleistungen für den Auftrag-

geber.

(2)	� Ein Vertrag kommt mangels besonderer Vereinbarung bzw. Regelung mit schriftlicher Auftragsbestätigung des Auftraggebers auf  

ein Angebot des Auftragnehmers zustande. Sollte eine schriftliche Auftragsbestätigung nicht vorliegen, kommt der Vertrag zu den 

Konditionen des Angebots mit der Übergabe der Abfälle durch den Auftraggeber an den Auftragnehmer zustande.

(3)	� Die vom Auftraggeber im Entsorgungsnachweis (verantwortliche Erklärung) gemachten Angaben sowie von den Genehmigungsbehör-

den erteilten Auflagen sind Vertragsgrundlage und damit wesentlicher Bestandteil dieses Vertrages.

(4)	� Angebote des Auftragnehmers behalten für die Dauer von 4 Wochen ab Ausstellungsdatum ihre Gültigkeit.

>	3 Leistungen des Auftragnehmers

(1)	� Der Leistungsumfang beinhaltet nach Art der vereinbarten Dienstleistung

	 (a)	�� die entgeltliche Bereitstellung von Behältern der im Vertrag festgelegten Art, Größe und Anzahl, zum Befüllen und Sammeln für  

die zur Entsorgung vereinbarten Abfälle beim Auftraggeber ab Leistungsbeginn,

	 (b)	� den entgeltlichen Austausch bzw. die Umleerung der bereitgestellten Behälter entsprechender Art, Größe und Anzahl am verein-

barten Standort und Transport der Abfälle zur Verwertungs-/Beseitigungs-Anlage,

	 (c)	 die entgeltliche ordnungsgemäße und gesetzeskonforme Verwertung/Beseitigung der im Vertrag festgelegten Abfälle,

	 (d)	 die entgeltliche Aufbereitung/Destillation und Rückführung des Regenerats an den Auftraggeber.

	� Der Beginn der angegebenen Leistungszeit und die Einhaltung der Leistungsverpflichtung setzt die rechtzeitige und ordnungsgemäße 

Erfüllung der Verpflichtungen des Auftraggebers voraus.

(2)	� Die Entsorgung erfolgt – soweit möglich – mittels eines mobilen elektronischen beleglosen Erfassungssystems. Der Auftragnehmer 

ist in diesem Fall zur Erfüllung der Obliegenheiten des Auftraggebers wie auch eigener zur Abgabe der notwendigen Erklärungen und 

Vornahme der erforderlichen Handlungen ermächtigt. Der Auftragnehmer handelt dabei nach Weisung des Auftraggebers. Insbeson-

dere prüft er die Beschaffenheit und Menge der zu übernehmenden Abfälle nur, soweit er hierzu aufgrund eigener Verpflichtungen 

gehalten ist. Soweit der Entsorgungsvertrag dem Auftraggeber Prüfungsrechte einräumt, bleiben diese unberührt.

(3)	� Im Übrigen dienen alle Maßnahmen, die der Auftragnehmer neben der eigentlichen Entsorgungsleistung (z. B. Verprobung, Analyse) 

trifft, ausschließlich der Erfüllung der rechtlichen Pflichten des Auftraggebers.

(4)	� Der Auftragnehmer ist berechtigt, die vertraglichen Leistungen durch zuverlässige Dritte zu bewirken.

(5)	��� Ist die vertraglich vereinbarte Leistung des Auftragnehmers infolge geänderter gesetzlicher Regelungen in der bisher praktizierten Art 

und Weise nicht mehr zulässig, hat der Auftragnehmer die Entsorgung nach Maßgabe der geänderten Bedingungen durchzuführen. 

Etwaige hierdurch verursachte Mehrkosten trägt der Auftraggeber.

>	4 Obliegenheiten des Auftraggebers	

(1)	� Dem Auftraggeber obliegt die Schaffung aller Voraussetzungen für eine gesetzeskonforme und ordnungsgemäße Erbringung der 

Dienstleistung.



(2)	� Bei Abrufaufträgen erfolgt der Abruf der Leistungen, soweit nichts anderes vereinbart ist, schriftlich.

(3)	�� Der Auftraggeber hat die Abfälle vollständig und zutreffend zu deklarieren. Die Behälter sind ausschließlich mit den der Deklaration 

entsprechenden Abfällen zu befüllen. Der Auftraggeber hat sicherzustellen, dass Sammelbehälter von allen Nutzern ordnungsgemäß 

befüllt werden. Änderungen in der Abfallzusammensetzung sind dem Auftragnehmer umgehend mitzuteilen. Sonstiges zur Lösemittel-

rückgewinnung übergebenes Material muss frei von besonders gefährlichen, insbesondere giftigen, ätzenden, explosiven, polymerisie-

renden, silikonhaltigen oder radioaktiven Stoffen sein.

(4)	� Die Abfälle gehen mit Überlassung in einen Sammelbehälter, in eine sonstige Sammeleinrichtung oder mit dem Verlader auf das 

Sammelfahrzeug in das Eigentum des Auftragnehmers über. Ausgenommen sind jene Abfälle, die nicht der vereinbarten Deklaration 

entsprechen. Solche Abfälle können vom Auftragnehmer zurückgewiesen werden. Sofern eine Annahme bereits erfolgt ist, hat der Auf-

traggeber die nicht der Deklaration entsprechenden Abfälle auf eigene Kosten zurückzunehmen. Verweigert er die Rücknahme, ist der 

Auftragnehmer berechtigt, diese Abfälle anderweitig zu entsorgen und dem Auftraggeber die Kosten hierfür in Rechnung zu stellen.

(5)	� Die durch den Auftragnehmer übernommenen Leistungspflichten entbinden den Auftraggeber nicht von seiner rechtlichen Verantwor-

tung für die zu verwertenden bzw. zu beseitigenden Abfallstoffe.

(6)	� Erhält der Auftraggeber vom Auftragnehmer für die Überlassung von Abfällen eine Vergütung, auch mittels einer Gutschrift, hat er 

bei entsprechender Verpflichtung zur Umsatzsteuerabführung die anfallende Umsatzsteuer an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Erhöht sich im Zusammenhang mit tauschähnlichen Umsätzen die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für die Entsorgungsleis-

tung, hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer eine etwaige bei diesem nachträglich hierfür erhobene Umsatzsteuer auf Nachweis zu 

erstatten.

(7)	� Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die ordnungsgemäße Erbringung der vertraglich vereinbarten Dienstleistung auf Verlangen 

zu bestätigen. Soweit darüber hinaus eine Nachweispflicht über die ordnungsgemäße Entsorgung besteht, hat der Auftraggeber den 

Nachweis unter Verwendung der vom Auftragnehmer hierfür vorgesehenen Formbelege oder im Wege des elektronischen Abfallnach-

weisverfahrens zu führen. Hierzu ermöglicht der Auftragnehmer dem Auftraggeber die Nutzung des Online-Datenverarbeitungs- 

Systems REGISTA® nach Maßgabe noch zu vereinbarender Nutzungsbedingungen. Sofern der Auftraggeber seiner Nachweispflicht 

– auch mittels eines Beauftragten – zum Zeitpunkt der Entsorgung nicht nachkommt, ist der Auftragnehmer zur Durchführung der 

Entsorgung nicht verpflichtet.

(8)	� Der Auftraggeber hat binnen 48 Stunden Mängel hinsichtlich der Entsorgung dem Auftragnehmer anzuzeigen. Er trägt die Beweislast 

für nicht erbrachte oder nicht ordnungsgemäß durchgeführte Leistungen des Auftragnehmers.

(9)	� Der Auftraggeber hat im Falle der Lohnaufbereitung durch den Auftragnehmer das Regenerat unverzüglich zurückzunehmen und eine 

Eingangsprüfung/Eingangsanalyse vor Entladung durchzuführen, sofern nichts anderes vereinbart ist. Bei Abweichungen der verein-

barten Parameter ist diese sofort anzuzeigen. Die Gefahr für Untergang, Verlust oder Beschädigung des Regenerats geht mit dessen 

Absendung oder im Falle der Abholung durch den Auftraggeber mit dessen Bereitstellung auf diesen über.

(10)	� Die vereinbarten Leistungsrhythmen sind bindend. Nicht durch den Auftragnehmer verursachte Stillstands- und Wartezeiten sowie 

vergebliche Anfahrten sind kostenpflichtig und werden zu den Stundensätzen für die beauftragte Leistung abgerechnet.

>	5 Gestellung von Abfallbehältern

(1)	� Der Auftragnehmer überlässt dem Auftraggeber für die vereinbarte Mietzeit die zur Aufnahme der Abfälle benötigten Behälter, sofern 

nichts anderes vereinbart wird. Der Auftraggeber haftet für die pflegliche Benutzung der Behälter, für deren Beschädigung und das 

Abhandenkommen während der Dauer der Überlassung. Verwendet der Auftraggeber eigene Behälter, muss es sich dabei um sogenannte 

EX-Geschützte Behälter handeln, die den gesetzlichen Vorschriften genügen und den Anforderungen des Auftragnehmers an eine ord-

nungsgemäße und sichere Beförderung und Handhabung entsprechen. 

(2)	� Der Auftraggeber ist verpflichtet, für die Behälter geeignete Stellplätze zur Verfügung zu stellen, die einen leichten, jederzeit ungehin-

derten und reibungslosen Austausch, An- und Abtransport der Behälter ermöglichen, insbesondere geeignete Fahrtmöglichkeiten zu 

den Behältern einzurichten. Wartezeiten, die dem Auftragnehmer durch die Nichterfüllung dieser Verpflichtung entstehen, können dem 

Auftraggeber in Rechnung gestellt werden.

(3)	� Die Verkehrssicherungspflicht für die zur Verfügung gestellten Behälter obliegt dem Auftraggeber. Dies beinhaltet auch die erforderli-

che Sicherung des Behälters auf öffentlichen Verkehrsflächen. Erforderliche behördliche Genehmigungen für die Nutzung öffentlicher 

Verkehrsflächen hat der Auftraggeber einzuholen, sofern nicht der Auftragnehmer diese Verpflichtung übernommen hat. Etwaige für 

die Genehmigung erhobene öffentliche Abgaben trägt der Auftraggeber. Für die unterlassene Sicherung des Behälters oder fehlende 

Genehmigung haftet ausschließlich der Auftraggeber. Er hat ggf. den Auftragnehmer von Ansprüchen Dritter freizustellen.

>	�ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN FÜR DIE DESTILLATION UND VERWERTUNG VON 
LÖSEMITTELN



(4)	� Alle betrieblichen Änderungen, die die Abholung der Abfälle betreffen, sind dem Auftragnehmer mindestens 4 Wochen vorher 

schriftlich mitzuteilen. Behördliche Anordnungen, die Einfluss auf die durch den Auftragnehmer zu erbringende Dienstleistung haben, 

sind unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Bei Verstoß gegen diese Mitteilungspflichten haftet der Auftraggeber für sämtliche daraus 

resultierenden Kosten und Aufwendungen des Auftragnehmers.

>	6 Preise und Zahlungsbedingungen

(1)	� Vorbehaltlich einer abweichenden Regelung gelten die am Tage der Leistungserbringung gültigen Preise. Die Rechnungsbeträge sind, 

sofern nichts anderes vereinbart ist, unmittelbar nach Rechnungseingang ohne Abzug fällig. Alle Preise gelten zuzüglich der gesetzlich 

gültigen Mehrwertsteuer. Sie beinhalten lediglich die im Vertrag bezeichneten Leistungen des Auftragnehmers. Mehr- oder Sonder-

leistungen, die nicht vom Vertrag erfasst sind, werden separat in Rechnung gestellt, soweit sie durch den Auftraggeber veranlasst 

wurden oder gesetzlich vorgeschrieben sind. Das gilt auch für etwaige Gebühren, Steuern, Zölle etc., die auf die vom Auftragnehmer 

erbrachten Dienstleistungen erhoben werden. 

(2)	� Im Falle des Zahlungsverzugs des Auftraggebers sind Verzugszinsen in Höhe von 8 % über dem jeweils gültigen Basiszinssatz zu 

zahlen. Der Auftragnehmer ist berechtigt, ab der zweiten Mahnung je Mahnung 10,00 € Mahngebühren zu berechnen.

(3)	� Der Auftragnehmer ist berechtigt, die vereinbarte Behältergrundgebühr vorschüssig im ersten Monat des Abrechnungszeitraums zu 

berechnen.

(4)	� Im Falle des Verzugs ist der Auftragnehmer berechtigt, die Leistungen 10 Werktage nach Zugang der zweiten Mahnung einzustellen 

und die Behälter einzuziehen. Für die Wiederbereitstellung der eingezogenen Behälter stellt der Auftragnehmer einen Betrag in Höhe 

der entstandenen Kosten zuzüglich der gesetzlich gültigen Mehrwertsteuer je Aufstellungsort/Vorgang in Rechnung.

(5)	� Der Auftraggeber ist nur nach vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers berechtigt, Forderungen gegen den Auftragnehmer ganz 

oder teilweise abzutreten.

(6)	� Der Auftraggeber kann gegenüber den Ansprüchen des Auftragnehmers mit eigenen Forderungen nur aufrechnen, wenn diese unbe-

stritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder in einem engen Gegenseitigkeitsverhältnis zur Forderung des Auftragnehmers stehen. 

Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist er ebenfalls nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsver-

hältnis beruht. 

>	7 Preisanpassung

	� Ändern sich bei Dauerschuldverhältnissen oder bei Leistungen, die erst nach Ablauf von 4 Monaten nach Vertragsschluss erbracht 

werden sollen, die der Preiskalkulation zugrundeliegenden Kosten, ist der Auftragnehmer berechtigt, den Vertrag den geänderten 

Bedingungen anzupassen. Die Anpassung ist schriftlich gegenüber dem Auftraggeber unter Bezugnahme auf die sich ändernden  

Kostenelemente geltend zu machen. Treten während der Vertragslaufzeit Mehrkosten aufgrund von Änderungen gesetzlicher Vorschrif-

ten, behördlicher Auflagen und/oder Gebühren und sonstigen Abgaben auf, so kann der Auftragnehmer vom Zeitpunkt der Verände-

rungen an eine den nachgewiesenen Kostensteigerungen entsprechende Konditionsanpassung verlangen. Beträgt die Erhöhung nach 

Satz 1 mehr als 10 % des vereinbarten Preises, so ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag binnen 2 Monaten mit einer Frist von  

1 Monat zu kündigen.

>	8 Gewährleistung

(1)	� Gewährleistungsrechte des Auftraggebers setzen voraus, dass dieser seinen nach § 377 HGB geschuldeten Untersuchungs- und Rüge-

obliegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist.

(2)	� Sollte trotz aller aufgewendeter Sorgfalt die gelieferte Ware einen Mangel aufweisen, der bereits zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs 

vorlag, wird der Auftragnehmer die Ware, vorbehaltlich fristgerechter Mängelrüge nach seiner Wahl nachbessern oder Ersatzware 

liefern. Es ist ihm stets Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu geben. Vor einer etwaigen Rücksendung der 

Ware ist seine Zustimmung einzuholen.

(3)	� Schlägt die Nacherfüllung aus vom Auftragnehmer zu vertretenden Gründen fehl, kann der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten. 

Das Recht des Auftraggebers zur Geltendmachung von weitergehenden Schadensersatzansprüchen zu den Bedingungen des nachfol-

genden § 9 bleibt davon unberührt.
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(4)	� Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit, bei nur unerheblicher 

Beeinträchtigung der Brauchbarkeit oder bei Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter Behandlung oder aufgrund 

besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. Das gilt auch für den Fall, dass die Ware trotz 

eines im Rahmen der Eingangsanalytik, die zwingend durchgeführt werden muss, festgestellten Mangels gleichwohl entladen bzw. 

in andere Behältnisse umgefüllt wird. Auftretende Verfärbungen des Regenerats stellen keinen Mangel dar, soweit dadurch die Reini-

gungs- und Lösemitteleigenschaft nicht beeinträchtigt wird. Bei erheblichen Abweichungen von den vereinbarten Parametern liegt ein 

Mangel nur dann vor, wenn die Abweichungen durch einheitliche Messmethoden festgestellt werden.

(5)	� Ansprüche des Auftraggebers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, 

Arbeits- und Materialkosten, sind ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil die von uns gelieferte Ware nachträg-

lich an einen anderen Ort als den Erfüllungsort verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht ihrem bestimmungsge-

mäßen Gebrauch. 

(6)	� Die Gewährleistungsfrist beträgt vier Wochen und beginnt ab Gefahrübergang. Von dieser Befristung ausgenommen sind Ansprüche 

des Auftraggebers gemäß § 9 Abs. 1.

>	9 Haftung

(1)	� Für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für Schäden, die auf vorsätzlichen oder grob fahr-

lässigen Vertragsverletzungen sowie Arglist beruhen, haftet der Auftragnehmer in vollem Umfang. Bei sonstigen Schäden entfällt bei 

leicht fahrlässigen Handlungen eine Haftung, es sei denn, es handelt sich um die Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht, deren 

Einhaltung für die Erreichung des Vertragszwecks von besonderer Bedeutung ist. In diesem Fall ist die Haftung auf den vertragstypi-

schen und vorhersehbaren Schaden begrenzt. Soweit gesetzlich zulässig, ist eine Haftung für Folgeschäden oder mittelbare Schäden 

(z. B. Produktionsausfälle oder produktionsbedingte Folgeschäden, Ersatzbeschaffungen, Materialbeschädigungen) und entgangenen 

Gewinn ausgeschlossen.

(2)	� Der Auftraggeber haftet dem Auftragnehmer für die Richtigkeit der von ihm erteilten Angaben. Er hat dem Auftragnehmer jeden 

infolge der Unrichtigkeit entstehenden zusätzlichen Aufwand zu vergüten. Der Auftraggeber haftet dem Auftragnehmer ferner für 

sämtliche Schäden, die dadurch entstehen, dass er oder von ihm beauftragtes Personal die vertraglichen Obliegenheiten verletzt und 

stellt den Auftragnehmer ggf. von hieraus resultierenden Ansprüchen Dritter frei.

(3)	� Die Haftungsbeschränkung gemäß Abs. 1 gilt nicht für Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz.

(4)	� Soweit die Haftung des Auftragnehmers ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung seiner Ange-

stellten, Arbeitnehmer, Vertreter und Erfüllungsgehilfen.

>	10 Eigentumsvorbehalt

(1)	� Das Regenerat bleibt bis zur vollständigen Zahlung sämtlicher Forderungen aus der Geschäftsverbindung mit dem Auftraggeber 

Eigentum des Auftragnehmers. Der Auftraggeber ist jedoch zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware im normalen Geschäftsverkehr 

berechtigt.

(2)	� Eine Verpfändung oder Sicherheitsübertragung der Ware ist dem Auftraggeber nicht gestattet. Bei Pfändungen oder sonstigen Ein-

griffen Dritter hat der Auftraggeber den Auftragnehmer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, damit der Auftragnehmer Klage 

gemäß § 771 ZPO erheben kann. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, dem Auftragnehmer die gerichtlichen und außergerichtlichen 

Kosten einer Klage gem. § 771 ZPO zu erstatten, haftet der Auftraggeber für den dem Auftragnehmer entstandenen Ausfall.

(3)	� Wird die Ware mit anderen, dem Auftragnehmer nicht gehörenden Gegenständen untrennbar vermischt, verarbeitet oder umgebildet, 

so erwirbt der Auftragnehmer das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des objektiven Wertes der Ware (Faktura-Endbetrag 

inklusive Mehrwertsteuer) zu den anderen vermischten oder verarbeiteten Gegenständen zum Zeitpunkt der Vermischung, Verarbei-

tung oder Umbildung. Erfolgt die Vermischung oder Verarbeitung in der Weise, dass die Sache des Auftraggebers als Hauptsache anzu-

sehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Auftraggeber dem Auftragnehmer anteilsmäßig das Miteigentum überträgt. Der Auftraggeber 

verwahrt das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum für den Auftragnehmer. Für die durch Verarbeitung, Vermischung oder 

Umbildung entstandene Sache gilt im Übrigen das Gleiche wie für die unter Vorbehalt gelieferte Ware.

(3)	� Die Forderung des Auftraggebers aus der Weiterveräußerung, Umbildung, Verarbeitung oder Vermischung der Vorbehaltsware 

gegenüber seinen Abnehmern oder Dritten, tritt dieser schon jetzt in Höhe des Faktura-Endbetrages (inklusive Mehrwertsteuer) aller 

Forderungen gegenüber dem Auftragnehmer an diesen ab, und zwar unabhängig davon, ob die Ware ohne oder nach Verarbeitung 

weiterverkauft worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der Auftraggeber auch nach der Abtretung ermächtigt. Die Befugnis 
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des Auftragnehmers, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, die 

Forderung nicht einzuziehen, solange der Auftraggeber seinen Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, 

nicht in Zahlungsverzug gerät und insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zahlungsein-

stellung vorliegt. Ist dies der Fall, so kann der Auftragnehmer verlangen, dass der Auftraggeber ihm die abgetretenen Forderungen 

und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den 

Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts und ein Herausgabeverlangen nach diesen 

Bedingungen gilt nicht als Rücktritt vom Vertrag.

>	11 Vertragsdauer und Kündigung	

(1)	� Der Vertrag hat eine Laufzeit von 2 Jahren, soweit nichts anderes vereinbart ist. Er verlängert sich um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 

er nicht mit einer Frist von 3 Monaten vor Ablauf gekündigt wird. 

(2)	� Das Recht der Vertragsparteien zur außerordentlichen fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger 

Grund liegt insbesondere vor,

	 –	� bei Zahlungsunfähigkeit des Auftraggebers oder Beantragung der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein Vermögen oder 

Verfahrensabweisung mangels Masse gem. § 26 InsO

	 –	 wenn für den Auftraggeber eine Warenkreditversicherung nicht mehr abgeschlossen werden kann

	 –	 wenn wiederholt gegen wesentliche Vertragspflichten verstoßen wird. 

(3)	� Die Kündigung bedarf der Schriftform.

>	12 Höhere Gewalt

	� Die Pflicht des Auftragnehmers ruht, solange die Erbringung der Dienstleistung aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat (z. B. höhere 

Gewalt oder sonstiger Umstände wie Streik, Aussperrung oder behördliche Verfügung), wesentlich erschwert oder unmöglich wird. Die 

Ausführungsfristen verlängern sich um die Dauer der Störung. Das gilt gleichermaßen für witterungsbedingte Störungen.

>	13 Datenschutz

	 �Die im Zusammenhang mit dem Vertrag erfassten Daten werden von den Parteien unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vor-

schriften erhoben, verarbeitet und genutzt. Soweit die personenbezogenen Daten im Sinne der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 

betroffen sind, wird der Betroffene hiermit ausdrücklich unterrichtet.

>	14 Schlussbestimmungen

(1)	� Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, sofern im Einzelfall oder in diesen Ge-

schäftsbedingungen nichts anderes vereinbart ist.

(2)	� Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein, so bleiben die übrigen Vertragsbestimmungen gleichwohl wirksam. Die 

Vertragsparteien sind verpflichtet, eine unwirksame Vertragsbestimmung nach Treu und Glauben durch eine solche Bestimmung zu 

ersetzen, die dem Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. Ist dies nicht möglich, tritt die gesetzliche Regelung an 

die Stelle der unwirksamen Bestimmung.

(3)	� Gerichtsstand für alle gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche, die aus diesem Vertrag entstehen, ist der Geschäftssitz des Auftrag-

nehmers.
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